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Overeem, Patrick: The Politics-Adminis-
tration Dichotomy. Toward a Constitu-
tional Perspective. Boca Raton, FL. CRC 
Press 2012. 225 Seiten. 44,99 £.

Zwischen Politik und Verwaltung in 
Gestalt von Demokratie und Bürokra-
tie besteht im Prozess staatlicher Herr-
schaftsausübung ein spannungsreiches 
Verhältnis. Durch ihre gleichmäßige 
und unparteiische Herrschaftsaus-
übung sind moderne Bürokratien ein 
unverzichtbarer Bestandteil demokrati-
scher Regierungssysteme. Zugleich be-
drohen die Autonomisierungstendenzen 
einer an der Politikformulierung betei-
ligten Verwaltung den Primat demokra-
tischer Politik. Im Verhältnis von Poli-
tik und Verwaltung wird das klassische 
Dilemma des Konstitutionalismus au-
genfällig: Um Recht und Freiheit der 
Bürger zu schützen, muss staatliche 
Herrschaft zugleich ermöglicht und be-
schränkt werden. In seiner Studie „The 
Politics-Administration Dichotomy“ 
untersucht Patrick Overeem, welche 
Konsequenzen sich hieraus für die Rol-
le der Verwaltung im Verfassungsstaat 
ergeben. Overeem nimmt dabei die Per-
spektive der politics-administration-
Dichotomie (PAD) ein. Die PAD be-
zeichnet das an der Wende vom 19. 
zum 20. Jahrhundert formulierte Postu-
lat einer Trennung von Politik und öf-
fentlicher Verwaltung, um die Unter-
ordnung der Verwaltung unter politi-
sche Führung sowie deren Unabhängig-
keit beim Gesetzesvollzug zu sichern. 
Woodrow Wilson und Max Weber gel-
ten Overeem als die klassischen Auto-
ren der PAD. Angesichts zeitgenössi-
scher Korruption und Nepotismus in 
der öffentlichen Verwaltung fordert 
Wilson einen besonderen Schutz von 

administrativer Professionalität und 
Unabhängigkeit vor parteipolitisch mo-
tivierten Ein- und Übergriffen. Daher 
sollen die Institutionen und Prozesse 
demokratischer Politik und bürokrati-
scher Verwaltung voneinander getrennt 
werden. Weber betont hingegen die 
Schutzbedürftigkeit des legitimen Füh-
rungsanspruchs der Politik vor einer 
Herrschaft der Beamten durch eine kla-
re Unterordnung der Verwaltung unter 
die staatsleitenden Institutionen und 
Akteure der Politik. Wilson und Weber 
bringt Overeem in Gestalt dreier For-
derungen auf einen gemeinsamen Nen-
ner: Die Trennung von Parteipolitik 
und Verwaltung, die Bindung administ-
rativen Handelns an Entscheidungen 
von Regierung und Parlament, sowie 
Handlungs- und Ermessensspielräume 
der Verwaltung beim Vollzug dieser 
Entscheidungen.
Obwohl rasch in den Rang einer klas-
sischen Theorie der Verwaltungswis-
senschaft erhoben, ist die PAD seit der 
Mitte des 20. Jahrhunderts Gegenstand 
anhaltender Kritik. Overeem rekonst-
ruiert drei Aspekte der Kritik: Auf be-
griffl icher Ebene wird der PAD vorge-
worfen, die Illusion einer trennscharfen 
Unterscheidbarkeit von Politik und 
Verwaltung zu erzeugen. Dieser Vor-
wurf verweist auf eine zweite, empi-
risch informierte Kritik der PAD, wo-
nach statt einer Trennung eine Ver-
schränkung, statt eines Gegensatzes ei-
ne Kooperation von Politik und Ver-
waltung die Verfassungswirklichkeit 
kennzeichne. Ungeachtet aller Empirie, 
so die normative Kritik, ist eine Beteili-
gung der Verwaltung an der Politikfor-
mulierung erstrebenswert, um adminis-
trative Wissensbestände in den politi-
schen Prozess einzubringen.
Den Kritikern entgegnet Overeem, dass 
sie einer Fehlinterpretation aufsitzen 
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und ihre Vorwürfe den Kern der klassi-
schen PAD verfehlen. Zum einen wird 
die PAD entgegen den Intentionen Wil-
sons und Webers als ein empirisch-de-
skriptives Modell der Verfassungswirk-
lichkeit bewertet. Die klassische PAD 
ist aber, so Overeem, als ein explizit 
normatives Modell konzipiert worden. 
Die PAD soll die Verfassungspraxis an-
leiten, nicht abbilden. Zum anderen im-
pliziert die PAD keine Ablehnung einer 
Beteiligung der Verwaltung an der Poli-
tikformulierung. Overeem argumen-
tiert, dass sich die PAD auf Prozesse 
(politics) und Institutionen (polity), 
nicht aber auf Inhalte (policy) beziehe. 
Eine Einbeziehung administrativer Wis-
sensbestände bei der Politikformulie-
rung stehe einer Trennung administrati-
ver und politischer Prozesse und Insti-
tutionen nicht im Wege. Dass die Ver-
waltung für die PAD mehr als ein pas-
sives Vollzugsorgan ist, wird im Fall 
administrativer Ermessensspielräume 
beim Gesetzesvollzug deutlich. Denn 
Ermessen bedeutet nichts anderes, als 
dass die Verwaltung innerhalb der von 
der Politik gesetzten Grenzen selbst-
ständig tätig wird. Dieses Verhältnis 
untergeordneter Autonomie der Ver-
waltung zur Politik steht in Einklang 
mit der Gleichzeitigkeit von Trennung 
und Unterordnung von Politik und Ver-
waltung im Sinne der PAD.
Nach der Verteidigung der klassischen 
PAD gegen ihre Kritiker reformuliert 
Overeem sie schließlich als Verfas-
sungsgrundsatz. Durch Verfassungen 
sollen sowohl Anarchie, als auch Ty-
rannei vermieden werden. Die Teilung 
und Koordinierung von Staatsfunktio-
nen und -organen ermöglicht und be-
schränkt staatliche Herrschaft. Die 
PAD als konstitutionelles Prinzip gibt 
ähnlich der Gewaltenteilung Grundsät-
ze der Verteilung staatlicher Macht an 

und erfüllt damit drei Zwecke: Sie 
trägt zum Schutz administrativer Werte 
wie Verlässlichkeit, Effektivität und Ef-
fi zienz bei. Sie schützt politische Werte 
wie offene Deliberation, demokratische 
Responsivität und Fairness im Kampf 
um politische Macht. Und schließlich 
gleicht die PAD die latenten Spannun-
gen zwischen Demokratie und Büro-
kratie zugunsten konstitutioneller Wer-
te wie Gerechtigkeit, Selbstherrschaft 
und Freiheit aus. „It is clear that this 
tension between political control and 
administrative independence, between 
subordination and separation, contrib-
utes to the preservation and promotion 
of constitutional values.“ (182)
Als interpretationsoffener Verfassungs-
grundsatz kann die PAD auf den ver-
schiedenen Ebenen staatlicher Herr-
schaft unterschiedlich konkretisiert 
werden. Overeem schlägt drei Varian-
ten der PAD vor: Auf der Mikroebene 
von Individuen als Gegenüberstellung 
von politischem Entscheiden und ad-
ministrativem Ausführen, auf der Me-
soebene von Organisationsstrukturen 
als Unterscheidung von politischer und 
professioneller Verantwortlichkeit, und 
auf der Makroebene von Verfassungs-
ordnungen als Ausdifferenzierung poli-
tisch-legislativer und administrativ- 
exekutiver Funktionen. Tatsächlich, so 
Overeem, fungiert die PAD ungeachtet 
aller akademischer Kritik in Verfas-
sungspraxis und Verfassungsrechtspre-
chung der meisten westlichen Demo-
kratien als Orientierungsmaßstab, et-
wa bei der Selbstwahrnehmung und 
dem Rollenverständnis von Politikern 
und Beamten. Overeem will daher die 
PAD als fruchtbaren Untersuchungsge-
genstand empirischer Forschung und 
normativ erstrebenswertes Ziel in der 
verwaltungs- und politikwissenschaftli-
chen Debatte etablieren.
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Overeems Studie bietet einen konzisen 
Überblick über die Theoriebildung zum 
Verhältnis von Politik und Verwaltung. 
Dabei verknüpft er aktuelle Diskussio-
nen mit ihrem ideengeschichtlichen 
Kontext und empirischen Befunden. 
Overeem gelingt es auf diese Weise, die 
PAD in Gestalt eines Verfassungsgrund-
satzes zu rehabilitieren und so einen 
vielversprechenden Beitrag zur Stellung 
der Verwaltung im Verfassungsstaat zu 
leisten. Kritisch anzumerken ist, dass 
Overeems Terminologie oft im Unge-
fähren verbleibt. Dies gilt insbesondere 
für die ausbleibende Konkretisierung 
von polity, politics und policy im Kon-
text der PAD. Auch die für den Argu-
mentationsgang fundamentale Unter-
scheidung von Parteipolitik und Politik 
im engeren Sinne lässt viele Fragen of-
fen. Diese begriffl ichen Unschärfen mö-
gen Overeems Ambition geschuldet 
sein, europäische und amerikanische 
Diskussionen in Verwaltungs- und Poli-
tikwissenschaft miteinander in einen 
fruchtbaren Dialog zu bringen und 
hierbei sowohl ideengeschichtliche, als 
auch empirische Befunde zum Zuge 
kommen zu lassen. Diese länder-, diszi-
plin- und diskursübergreifende Pers-
pektive stellt den produktivsten Aspekt 
von Overeems Studie dar und macht 
sie zu einer lohnenswerten Lektüre.

Niels Hegewisch

Roland Roth. Bürgermacht. Eine 
Streitschrift für mehr Partizipation. 
Hamburg. Edition Körber-Stiftung 
2011. 328 Seiten. 16,00 €.

Über den Zustand der Demokratie be-
steht Uneinigkeit. Da gibt es auf der 
einen Seite einen wirkmächtigen Dis-
kurs, der mit Blick auf die politische 
Systeme des Westens von postdemo-

kratischen Verhältnissen spricht. Ver-
wiesen wird dabei auf die zunehmende 
Bedeutung supra- und transnationaler 
Regime und einem damit einhergehen-
den Bedeutungsverlust nationalstaatli-
cher Parlamente, sowie auf eine mitt-
lerweile endemische Politikverdrossen-
heit vieler Bürger. Auf der anderen 
 Seite stehen Autoren wie Paul Nolte,  
Pierre Rosanvallon oder John Keane, 
die nicht von einer Krise oder gar ei-
nem Ende der Demokratie, sondern 
ganz im Gegenteil von einer neuen zi-
vilgesellschaftlichen Lebendigkeit spre-
chen, die sich in der wachsenden Be-
deutung nicht-konventioneller Beteili-
gungsformen wie Demonstrationen, 
Volksentscheiden und Bürgerforen zei-
ge. Wir würden mithin  gegenwärtig 
einen Formwandel der Demokratie er-
leben, der nicht auf weniger, sondern 
auf mehr Demokratie im Sinne der 
Selbstermächtigung der Bürger ziele. 
Und haben in Deutschland nicht zu-
letzt die Proteste gegen die Energiepoli-
tik der Bundesregierung und gegen den 
Bau des Stuttgarter Hauptbahnhofs 
mehr als deutlich die Lebendigkeit der 
Demokratie gezeigt?
Roland Roths Buch „Bürgermacht“, 
das er als eine Streitschrift verstanden 
wissen möchte, verhält sich zu dieser 
Kontroverse über Zustand und Zu-
kunft der Demokratie unentschieden. 
Das ist einerseits ein Vorzug des Bu-
ches, es ist aber auch Ausdruck einer 
Verlegenheit, in die sich eine Position 
begibt, die auf einen normativ an-
spruchsvollen Demokratiebegriff nicht 
verzichten mag, zugleich aber die Au-
gen vor einer demokratiefeindlichen 
Realität nicht verschließt. Es beschäf-
tigt sich insbesondere mit dem gegen-
wärtigen Zustand der Demokratie in 
der  Bundesrepublik Deutschland, ent-
hält aber auch historische Ausführun-
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